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Einleitung
Am 24. September 2015 hatte die Regierung einen Prüfer ernannt, der am 31. März 2017 den Entwurf für eine Neuregulierung des Glücksspielmarkts in Form von Entwürfen für ein Glücksspielgesetz und für Verordnungen, den Untersuchungsbericht SOU 2017:30 „Ein regulierter Glücksspielmarkt“, vorlegte. Die nun vorgeschlagene Glücksspielregulierung basiert auf einem Lizenzsystem, das es jedem ermöglicht, am schwedischen Glücksspielmarkt teilzunehmen, der über eine entsprechende Genehmigung verfügt. Ziel der Glücksspielregulierung ist ein Glücksspielmarkt, der von einem starken Verbraucherschutz, einer hohen Sicherheit bei Glücksspielen und klaren Marktvoraussetzungen geprägt ist. Der Entwurf sieht vor, dass die neuen Glücksspielvorschriften am 1. Januar 2019 in Kraft treten, wobei ab dem 1. Juli 2018 die Möglichkeit besteht, eine Lizenz zu beantragen. 
Gemäß dem Untersuchungsbericht soll die Zentralstelle für Spielaufsicht in diesem Zusammenhang in „Glücksspielbehörde“ umbenannt werden. Der Untersuchungsbericht schlägt ein Rahmengesetz vor, weshalb ein Großteil der Regulierung durch Verordnungen und Vorschriften erfolgt. Da es gemäß dem Entwurf bereits ab dem 1. Juli 2018 möglich sein soll, eine Lizenz zu beantragen, ist es wichtig, dass das ergänzende Regelwerk so schnell wie möglich vorliegt. 
Die aktuellen Vorschriftenentwürfe basieren auf den im Untersuchungsbericht enthaltenen Entwürfen für ein Glücksspielgesetz (im Folgenden „Glücksspielgesetz) und für Verordnungen und den darin enthaltenen Ermächtigungen für die Glücksspielbehörde. Das heißt, der endgültige Wortlaut der Vorschriften wird möglicherweise noch an den Wortlaut des vom schwedischen Reichstag verabschiedeten Gesetzes und der von der Regierung erlassenen Verordnungen angepasst.
In den Vorschriften wird unter anderem detailliert beschrieben, welche Dokumente mit einem Lizenzantrag bei der künftigen Glücksspielbehörde einzureichen sind, welche Informationen Glücksspielanbieter den Spielern bereitstellen müssen, welche Angaben der Aufsichtsbehörde gemeldet werden müssen und welche sonstigen Anforderungen für das Anbieten von Glücksspielen gelten. Die Vorschriften enthalten außerdem Bestimmungen über Ausnahmen von der Registrierungspflicht nach Kapitel 13 § 1 des Glücksspielgesetzes und von der Pflicht, Maßnahmen in Bezug auf verantwortungsvolles Spielen zu treffen. 
Die Behörde wird im Frühjahr 2018 Antragsformulare und Leitfäden erstellen. In den Leitfäden wird präzisiert, welche Informationen die in den Vorschriften über Anträge auf Erteilung einer Lizenz genannten Dokumente genau enthalten sollten.
1 Ausgangspunkte
Das derzeit geltende Lotteriegesetz (1994:1000) ist bereits seit 1995 in Kraft und basiert auf der Lotterieverordnung aus dem Jahr 1939. Bei einer Lotterie handelt es sich um eine Tätigkeit, bei der mindestens ein Teilnehmer einen Gewinn mit einem höheren Wert erhalten kann als die übrigen Teilnehmer, z. B. Auslosungen, Ratespiele, Wetten, Bingospiele, Spielautomaten und Kasinospiele. Die aktuellen Rechtsvorschriften sind vor allem auf einen „physischen“ Lotteriemarkt ausgerichtet. 
Infolge der Entwicklung des Internets werden Glücksspiele immer häufiger auf Computern, Smartphones und Tablets gespielt. Diese Entwicklung hat nahezu unbegrenzte Voraussetzungen für die elektronische Vermittlung von Glücksspieldienstleistungen geschaffen und bedeutet eine große Veränderung für den Glücksspielmarkt.
Infolge der technischen Entwicklung, die eine Vermittlung von Glücksspieldienstleistungen über die Landesgrenzen hinweg ermöglicht, wurden die Voraussetzungen für die Aufrechterhaltung eines nationalen Glücksspielmarktes erheblich eingeschränkt und die Möglichkeiten für die Wahrung sozialer Schutzinteressen geschwächt. Da das Angebot schwedischer Online-Glücksspielanbieter derzeit begrenzt ist, wenden sich Glücksspielkunden an ausländische Glücksspielbetreiber, was wiederum zur Folge hat, dass ein Schutz der sozialen Verantwortung im Hinblick auf die Spielgestaltung, und auf transparente Produkte und Verfahren fehlt. Ferner ist aufgrund der geringen staatlichen Kontrolle auch eine Unterstützung der Glücksspielkunden kaum möglich.
Wie der Untersuchungsbericht feststellt, muss die schwedische Glücksspielregulierung an die schnellen und umfassenden Veränderungen des Glücksspielmarkts angepasst werden und zugleich den sich aus dem Gemeinschaftsrecht ergebenden Pflichten gerecht werden. 
Wie bereits erwähnt, hat die Regierung im Jahr 2015 einen Prüfer damit beauftragt, Vorschläge für eine neue Glücksspielregulierung zu erarbeiten, mit der ein Glücksspielmarkt geschaffen werden soll, der von einem starken Verbraucherschutz, einer hohen Sicherheit der Glücksspiele und klaren Voraussetzungen für die Ausübung einer Tätigkeit auf diesem Markt geprägt ist. Die Regulierung soll sich auf ein Lizenzsystem stützen, bei dem alle, die in der schwedischen Glücksspielbranche tätig sind, über eine entsprechende Genehmigung verfügen müssen und Akteure ohne Genehmigung ausgeschlossen werden. Eine weitere Vorgabe bestand darin, die negativen Auswirkungen des Glücksspielens zu begrenzen. 
1.1 Ziel der Regulierung
Die Zentralstelle für Spielaufsicht hat einen Entwurf für Vorschriften der Glücksspielbehörde erarbeitet, die das Glücksspielgesetz und den Verordnungsentwurf ergänzen sollen. Zweck der Vorschriften ist es, den Betreibern die Rechtsanwendung zu erleichtern und eine wirksame Anwendung der Glücksspielvorschriften zu gewährleisten. 
Es wird vorgeschlagen, die neuen Regeln am 1. Juli 2018 oder am 1. Januar 2019 in Kraft treten zu lassen. Gemäß den im Entwurf des Glücksspielgesetzes enthaltenen Übergangsbestimmung darf das Gesetz vor seinem Inkrafttreten auf Anträge auf die Erteilung einer Lizenz angewendet werden, die nach dem 1. Juli 2018 bei der Zentralstelle für Spielaufsicht eingereicht werden und sich auf Zeiträume nach dem 1. Januar 2019 beziehen. Da die Vorschriftenentwürfe unter anderem Bestimmungen darüber enthalten, welche Dokumente zusammen mit den Anträgen einzureichen sind, ist es wichtig, dass bestimmte Vorschriften zu dem Zeitpunkt in Kraft treten, ab dem Lizenzen beantragt werden können.
1.2 Alternativen mit Regulierung
Nach Ansicht der Zentralstelle für Spielaufsicht muss das neue Glücksspielgesetz durch verbindliche Vorschriften ergänzt werden. Eine klare und detaillierte Regulierung erleichtert es den Anbietern, die Anforderungen nachzuvollziehen, die die Glücksspielbehörde an ihre Tätigkeit stellen wird. Dies wiederum verbessert die Voraussetzungen für die Anbieter, zweckdienliche und wirksame Maßnahmen zu ergreifen, die der Zielsetzung der neuen Regulierung entsprechen. Aus diesem Grund ist die Zentralstelle für Spielaufsicht der Ansicht, dass die Gesetzgebung durch verbindliche Vorschriften ergänzt werden muss.
Eine Alternative zum Erlassen von Vorschriften wäre die Ausarbeitung allgemeiner Hinweise für die Akteure oder als Auflagen im Rahmen einzelner Genehmigungen. Angesichts der erweiterten Sanktionsmöglichkeiten, die die Glücksspielbehörde gemäß dem Entwurf erhalten soll, ist eine derartige Lösung nach Ansicht der Zentralstelle für Spielaufsicht jedoch nicht zweckmäßig. Nach Ansicht der Zentralstelle für Spielaufsicht sind Vorschriften am besten geeignet, um einheitliche Anforderungen an die Anbieter zu formulieren.
Eine weitere Alternative zu einer Regulierung wäre eine Selbstregulierung. Dies ist jedoch mit der neuen Ausformung des Glücksspielgesetzes nicht vereinbar. Das Gesetz ist ein Rahmengesetz, weshalb in bestimmten Bereichen detaillierte Vorschriften fehlen. Mit dem Gesetz wird
die Regierung ermächtigt, Verordnungen zu erlassen, und die Glücksspielbehörde wird ermächtigt,
Vorschriften zu erlassen. Rahmengesetze verbessern die Kontrollmöglichkeiten des Staates und ermöglichen es, rasch auf veränderte Umstände zu reagieren.

1.3 Vorschriftenentwürfe und betroffene Anbieter
1.3.1 Vorschriften über Anträge auf die Erteilung einer Lizenz
In Kapitel 3 §§ 3-7 des Glücksspielgesetzes werden die Voraussetzungen genannt, die für die Erteilung einer Lizenz für das Anbieten oder Organisieren von Glücksspielen erfüllt werden müssen. Nach Kapitel 23 § 2 Ziffer 1 des Glücksspielgesetzes können Vorschriften darüber erlassen werden, welche Dokumente mit einem Antrag auf die Erteilung einer Lizenz einzureichen sind. Die Glücksspielbehörde wird ermächtigt, Vorschriften darüber zu erlassen, welche Dokumente und Informationen für die Prüfung eines Antrags auf eine Lizenz im Sinne des Glücksspielgesetzes erforderlich sind (§ 20 Ziffer 1 der Glücksspielverordnung). 
In der Vorschrift über Anträge auf die Erteilung einer Lizenz wird unter anderem beschrieben, welche Unterlagen mit Anträgen auf Erteilung einer Lizenz für das Anbieten von Glücksspielen gemäß Kapitel 4-9 des Glücksspielgesetzes eingereicht werden müssen. Gemäß der Vorschrift kann die Glücksspielbehörde zusätzlich zu den in der Vorschrift genannten Dokumenten weitere Dokumente anfordern, sofern dies für die Prüfung des Antrags erforderlich ist. Mit dieser Bestimmung soll es der Behörde unter anderem ermöglicht werden, die Anforderungen so anzupassen, dass bestimmte Dokumente, die von schwedischen Behörden ausgestellt werden und für die Prüfung von Lizenzanträgen relevant sind, durch in anderen Ländern erhältliche Dokumente ersetzt werden können. Ferner gibt es die Bestimmung, dass die Glücksspielbehörde den Antragsteller unter bestimmten Bedingungen von der Pflicht zur Einreichung bestimmter Dokumente befreien kann. Dies gilt beispielsweise für bestimmte Finanzunterlagen, die in der Vorschrift genannt werden. Nach Ansicht der Zentralstelle für Spielaufsicht ist dies notwendig, weil die Umstände nicht bei allen Anträgen gleich sind. Zu diesen Umständen gehören unter anderem Laufzeit der Lizenz, Umfang des Glücksspielangebots, beantragter Umsatz oder organisatorische Kapazität des Antragstellers.
Es wird vorgeschlagen, dass die Vorschriften am 1. Juli 2018 in Kraft treten. 
1.3.2 Vorschrift über staatliche Lotterien etc.
Aktuell ist der Markt für Lotterien im engeren Sinne im Grunde der Aktiengesellschaft AB Svenska Spel (Svenska Spel) und gemeinnützigen Vereinen vorbehalten. Der Untersuchungsbericht schlägt grundsätzlich keine Ausnahmen in diesem Bereich vor. Neben Svenska Spel, deren Genehmigung derzeit von der Regierung erteilt wird, gibt es circa 50 aktive Genehmigungen, die von der Zentralstelle für Spielaufsicht erteilt wurden und circa 150 Vereine bzw. Begünstigte betreffen.
 Hinzu kommen die Lotteriegenehmigungen und Registrierungen, die gemeinnützigen Vereinen von den Provinzialverwaltungen (Daten zur Anzahl liegen nicht vor) und Kommunen auf regionaler und lokaler Ebene (2016 insgesamt circa 1500 Genehmigungen bzw. Registrierungen) erteilt wurden. Diese Lotterien haben 2016 nach Auszahlung der Gewinne gut 11,4 Mrd. SEK umgesetzt.
Das Glücksspielgesetz bedeutet unter anderem, dass die Ermächtigung zur Genehmigungserteilung von der Regierung und den Provinzialverwaltungen auf die Glücksspielbehörde übergeht. Auf kommunaler Ebene bleibt die Registrierung lokaler Lotterien erhalten.
Die Zentralstelle für Spielaufsicht hat in diese Vorschrift Bestimmungen aufgenommen, die sowohl für staatliche Lotterien als auch für Lotterien zu gemeinnützigen Zwecken gelten. Dies ist sinnvoll, weil bestimmte Lotterien, für die eine Lizenz erforderlich ist, entweder nach Kapitel 4 oder nach Kapitel 5 des Glücksspielgesetzes erteilt werden können. Nach Ansicht der Zentralstelle für Spielaufsicht sollten für die Organisation dieser Lotterie, soweit möglich, dieselben Voraussetzungen gelten (siehe SOU 2017:30 Teil 1, S. 420 ff.).
In Bezug auf Spiele an landgestützten Gewinnmarkenspielautomaten und Spiele in landgestützten Kasinos in dafür geeigneten Räumlichkeiten nach Kapitel 4 des Glücksspielgesetzes hat die Behörde die Absicht, die detaillierten Voraussetzungen für diese Spielformen in Form von Auflagen zu regulieren. Dabei wurde berücksichtigt, dass diese Formen des Glücksspiels nur von Unternehmen angeboten werden dürfen, die Eigentum des Staates sind. 
In den Vorschriften wird unter anderem festgelegt, welche Informationen die Glücksspielanbietern den Spielern bereitstellen müssen, welche Daten der Aufsichtsbehörde zu melden sind und welche Anforderungen in Bezug auf Gewinne, Kontrolle und Aufsicht gelten. Die Vorschriften enthalten ferner Anforderungen an die Aufbewahrung von Unterlagen. Es wird vorgeschlagen, dass die Vorschriften am 1. Juli 2018 oder am 1. Januar 2019 in Kraft treten.
1.3.3 Vorschriften über Online-Glücksspiele und Wetten
Derzeit besitzt Svenska Spel die Genehmigung der Regierung zur Organisation von Wetten im Zusammenhang mit Sportwettbewerben, Nummernlotterien, dem schwedischen ESC-Vorentscheid (Melodiefestivalen) und dem Eurovision Song Contest. Die Gesellschaft AB Trav och Galopp (ATG) besitzt eine Genehmigung zur Organisation von Wetten im Zusammenhang mit Pferderennen. Mit Ausnahme von Wetten auf Pferde und Sportwettbewerbe, die in mehr als einer Kommune betrieben werden, sind Wetten Lotterien im engeren Sinne des Lotteriegesetzes. Daher haben lokale Sportvereine die Möglichkeit, in Verbindung mit ihrer Veranstaltungen Wetten anzubieten. Es liegen keine Daten zur Gesamtzahl der lokal organisierten Wetten vor. 
So genannte EMV-Lotterien (Lotterien mit einer Genehmigung gemäß § 21 a des Lotteriegesetzes) werden derzeit von gemeinnützigen Vereinen und von Svenska Spel veranstaltet. ATG besitzt seit 2015 auch eine Genehmigung zur Veranstaltung von Wetten auf virtuelle Pferderennen im Internet und von Lotterien mit den Identifikationsnummern eigener Glücksspiele.
Mit dem Glücksspielgesetz können nun alle kommerziellen und gemeinnützigen Akteuren, die die Eignungskriterien erfüllen, Online-Glücksspiele nach Kapitel 6 des Glücksspielgesetzes und Wetten nach Kapitel 7 des Glücksspielgesetzes veranstalten.
In den Vorschriften wird unter anderem festgelegt, welche Informationen die Glücksspielanbieter den Spielern bereitstellen müssen, welche Daten der Aufsichtsbehörde zu melden sind und welche besonderen Anforderungen beim Anbieten von Pokerspielen gelten. Die Vorschriften enthalten ferner Anforderungen an die Aufbewahrung von Unterlagen. Es wird vorgeschlagen, dass die Vorschriften am 1. Juli 2018 oder am 1. Januar 2019 in Kraft treten.
1.3.4 Vorschriften über landgestützte kommerzielle Glücksspiele
So genannte Restaurantkasinos (Roulette, Würfel- und Kartenspiele) dürfen derzeit im Rahmen von Hotel- oder Restaurantbetrieben, öffentlichen Vergnügungsveranstaltungen in Vergnügungsparks oder ähnlichen Anlagen sowie auf Schiffen auf Auslandsfahrt veranstaltet werden. Zu den angebotenen Glücksspielen gehören unter anderem Roulette, Black Jack, Burn Black Jack, Würfelspiele, Fast Poker und Punto Banco. Restaurantkasinos gehören zu den wenigen Ausnahmen von der Grundregel, dass auf dem schwedischen Glücksspielmarkt keine privaten Gewinninteressen verfolgt werden dürfen. Das heißt, Restaurantkasinos sind nicht dem Staat oder gemeinnützigen Vereinen vorbehalten und werden in der Praxis ausschließlich von Privatunternehmen angeboten. Derzeit
 besitzen 36 Veranstalter die Genehmigung, an 415 Spielorten Restaurantkasinospiele zu betreiben. Cherry Spelglädje AB dominiert den Markt und besitzt Genehmigungen für Restaurantkasinospiele an 254 Spielorten. Von den übrigen Betreibern sind die Mehrzahl kleine Unternehmen. 2016 betrug der Gesamtumsatz der Restaurantkasinobetreibern nach Auszahlung der Gewinne 210 Mio. SEK.
Warenspielautomaten, d. h. Automaten, die Gewinne in Form von Waren auszahlen, bilden ebenfalls eine Ausnahme von der Grundregel, dass Genehmigungen nach dem Lotteriegesetz ausschließlich dem Staat und gemeinnützigen Vereinen erteilt werden dürfen. Das heißt, auch privaten Interessenten kann die Genehmigung zum Anbieten von Glücksspielen an derartigen Automaten erteilt werden. Spiele an Warenspielautomaten dürfen jedoch ausschließlich in Verbindung mit einer öffentlichen Vergnügungsveranstaltung in Form eines Vergnügungsparks oder dergleichen angeboten werden. Derzeit
 gibt es vier Genehmigungen für insgesamt 123 Warenspielautomaten.
Bisher besitzt nur Svenska Spel die Genehmigung zur Veranstaltung von landgestützten Kasinospielen in Form von Pokerspielen in Schweden. Dieses Glücksspiel wird in den staatlichen Kasinos der Casino Cosmopol AB angeboten, einer hundertprozentigen Tochtergesellschaft von Svenska Spel. Es kommt jedoch vor, dass Pokerspiele ohne Genehmigung veranstaltet werden. Nach dem Entwurf für ein Glücksspielgesetz soll es künftig in begrenztem Umfang möglich sein, eine Lizenz für Poker in Turnierform zu beantragen. Damit soll unter anderem die Veranstaltung illegaler Pokerspiele bekämpft werden. 
Der Vorschriftenentwurf betrifft somit die Betreiber von Kasinospielen, einschließlich von Kartenspielen in Turnierform, und die Betreiber von Glücksspielen an Warenspielautomaten.
In den Vorschriften wird unter anderem festgelegt, welche Informationen die Glücksspielanbieter den Spielern bereitstellen müssen, welche Daten der Aufsichtsbehörde zu melden sind und welche besonderen Anforderungen beim Betreiben von Warenspielautomaten und bestimmten Kasinospielen gelten. Die Vorschriften enthalten ferner Anforderungen an die Aufbewahrung von Unterlagen. Es wird vorgeschlagen, dass die Vorschriften am 1. Juli 2018 oder am 1. Januar 2019 in Kraft treten.
1.3.5 Vorschriften über Glücksspiele auf Schiffen auf Auslandsfahrt
Das bestehende Lotteriegesetz enthält Bestimmungen, die das Betreiben von Glücksspielen auf Schiffen auf Auslandsfahrt regulieren. Nach § 26 des Lotteriegesetzes kann eine Genehmigung für das Anbieten von Spielen an Geld- und Gewinnmarkenspielautomaten erteilt werden, wenn das Glücksspiel auf Schiffen auf Auslandsfahrt angeboten wird. Derzeit sind auf Schiffen auf Auslandsfahrt nur Automatenspiele erlaubt, die gemäß einem internationalen Vertrag zur Begrenzung des Glücksspiels auf Schiffen erfolgen. Im Jahr 1979 wurde ein entsprechendes Übereinkommen mit Finnland geschlossen. Dies ist der einzige internationale Vertrag in diesem Bereich, den Schweden mit einem anderen Land geschlossen hat. Nach §§ 32 und 34 des Lotteriegesetzes dürfen im Zusammenhang mit Fahrten auf Schiffen auf Auslandsfahrt auch Roulette, Würfel- und Kartenspiele veranstaltet werden. 
Durch das Glücksspielgesetz haben nur auch Unternehmen, die keine Genehmigung für Glücksspiele erhalten konnten, weil kein internationaler Vertrag vorliegt, die Möglichkeit, eine Lizenz für das Veranstalten von Spielen an Geld- und Gewinnmarkenspielautomaten auf Schiffen auf Auslandsfahrt zu beantragen und zu erhalten. 
In den Vorschriften wird festgelegt, welche Informationen die Glücksspielanbieter den Spielern bereitstellen müssen, welche Daten der Aufsichtsbehörde zu melden sind und welche Anforderungen für den Glücksspielbetrieb gelten. Die Vorschriften enthalten ferner Anforderungen an die Aufbewahrung von Unterlagen. Es wird vorgeschlagen, dass die Vorschriften am 1. Juli 2018 oder am 1. Januar 2019 in Kraft treten.
1.3.6 Vorschriften über Ausnahmen von der Registrierungspflicht 
Wie im Untersuchungsbericht betont wird, setzen die Bestimmungen zum verantwortungsvollen Spielen voraus, dass die Spieler sich identifizieren und registriert werden. Auf diese Weise kann das Glücksspielunternehmen seine Verpflichtung erfüllen, Personen, die unter der Altersgrenze liegen, von Glücksspielen auszuschließen. Außerdem gibt dies dem Glücksspielunternehmen bessere Möglichkeiten, das Glücksspiel zu überwachen, um Täuschung, Betrug und andere Straftaten zu bekämpfen und zu verhindern. Wenn die Spieler registriert sind, kann das Glücksspielunternehmen auch das Spielverhalten der Spieler kontrollieren, Personen mit mutmaßlich problematischem Spielverfahren erkennen und bei Bedarf Maßnahmen ergreifen. Grundsätzlich gilt daher gemäß dem Glücksspielgesetz, dass Personen, die an Glücksspielen teilnehmen möchten, registriert werden müssen. Der Untersuchungsbericht ist jedoch zu dem Ergebnis gekommen, dass bestimmte Ausnahmen notwendig sind. Gemäß dem Untersuchungsbericht ist diese Pflicht z. B. beim Kauf physischer Lose nicht notwendig. Auch in ein paar anderen Fällen kann eine Befreiung angebracht sein. Da es nicht zweckmäßig ist, diese Befreiungen im Glücksspielgesetz aufzuzählen, sollte stattdessen die Regierung oder die von der Regierung eingesetzte Behörde Vorschriften über Ausnahmen von der Registrierungspflicht erlassen. Nach Einschätzung des Untersuchungsberichts sollte die Glücksspielbehörde derartige Vorschriften erlassen.
 
Nach Ansicht des Untersuchungsberichts sollte die Glücksspielbehörde die folgenden Glücksspielformen von der Registrierungspflicht ausnehmen:
1. landgestützte Bingospiele, landgestützte Sofortlotterien und andere landgestützte Lotterien, die unter eine Lizenz nach Kapitel 4 und 5 des Glücksspielgesetzes fallen.
2. Pferdewetten auf Trabrennbahnen, bei denen der Einsatz 2000 Euro nicht übersteigt und der Gewinn des Spielers unter 2000 Euro liegt, und
3. landgestützte kommerzielle Kasinospiele nach Kapitel 8 des Glücksspielgesetzes, die keine Kartenspiele in Turnierform betreffen.

Der Vorschriftenentwurf der Zentralstelle für Spielaufsicht sieht in Übereinstimmung mit den Vorschlägen des Prüfers für landgestützte kommerzielle Kasinospiele nach Kapitel 5 des Glücksspielgesetzes, für landgestützte Sofortlotterien und andere landgestützte Lotterien, die unter eine Lizenz nach Kapitel 4 und 5 des Glücksspielgesetzes fallen, und für landgestützte kommerzielle Kasinospiele nach Kapitel 8 des Glücksspielgesetzes, die keine Kartenspiele in Turnierform betreffen, eine Befreiung von der Registrierungspflicht vor. Ferner ist die Zentralstelle für Spielaufsicht der Ansicht, dass auch Glücksspiele auf Schiffen auf Auslandsfahrt nach Kapitel 9 des Glücksspielgesetzes befreit werden sollten. 
Andererseits ist die Zentralstelle für Spielaufsicht aufgrund ihrer nationalen Risikoanalyse in Bezug auf Geldwäsche und die Finanzierung von Terrorismus auf dem schwedischen Glücksspielmarkt
 zu dem Schluss gekommen, dass Pferdewetten nicht von der im Glücksspielgesetz festgelegten Registrierungspflicht ausgenommen werden sollten.
Der Entwurf sieht vor, dass die Vorschriften am 1. Januar 2019 in Kraft treten.
1.3.7 Vorschriften über verantwortungsvolles Spielen
Der Untersuchungsbericht schlägt vor, Glücksspielanbieter in Kapitel 15 § 1 des Glücksspielgesetzes zu verpflichten, verantwortungsvoll zu handeln und Spieler vor übermäßigem Spielen zu schützen, falls Anlass dazu besteht (Sorgfaltspflicht). Gemäß dem Untersuchungsbericht bedeutet diese Sorgfaltspflicht, dass Glücksspielanbieter unter anderem die Spielmuster der Spieler beobachten und, sofern bestimmte Voraussetzungen erfüllt sind, z. B. erhöhte Spielhäufigkeit oder wiederholte Erhöhungen der vom Spieler selbst festgelegten Begrenzungen, Maßnahmen ergreifen müssen. In diesen Fällen kann es sich um problematisches Spielverhalten handeln, dies muss jedoch keinesfalls auf eine Spielsucht hinweisen. Das Spielmuster von Spielern eignet sich nicht als Grundlage für eine medizinische Diagnose. Durch die Vorschriften zur Bekämpfung von Geldwäsche und Terrorfinanzierung sind die Glücksspielunternehmen schon derzeit indirekt verpflichtet, Spielmuster zu überwachen. Die im Entwurf vorgesehene Sorgfaltspflicht bedeutet, dass Glücksspielunternehmen das Spielverhalten ihrer Spieler in Bezug auf das Risiko sozial schädlicher Auswirkungen analysieren und bewerten müssen. 
In Bezug auf die Sorgfaltspflicht enthält der Untersuchungsbericht unter anderem folgende Ausführung. „Sorgfaltspflicht ist ein dynamischer Begriff. Eine Präzisierung kann es den Verbrauchern bzw. Spielern erleichtern, deren Inhalt zu verstehen. Daher sollte in den Vorschriften in bestimmter Hinsicht konkretisiert werden, was die Sorgfaltspflicht genau bedeutet. Gleichzeitig sollte es möglich sein, die Anforderungen in Bezug auf die Sorgfaltspflicht ab und zu weiter zu entwickeln und zu überarbeiten. Der Inhalt der Sorgfaltspflicht sollte daher grundsätzlich nicht im Gesetz oder anderen Rechtsvorschriften detailliert festgelegt werden. Der Umfang der Sorgfaltspflicht wird somit weitgehend durch Entscheidungen der Glücksspielbehörde und der Gerichte festgelegt.“
 Momentan schlägt die Behörde daher keine detaillierten Vorschriften zum Inhalt der Sorgfaltspflicht vor.
In den Vorschriften wird verdeutlicht, was eine Schulung nach Kapitel 15 § 20 des Glücksspielgesetzes beinhalten muss, welche sozialen Schutzinteressen bei Online-Glücksspielen gemäß Kapitel 4–7 des Glücksspielgesetzes gelten und welche Daten Glücksspielanbieter mit einer Lizenz gemäß Kapitel 4–7 des Glücksspielgesetzes der Glücksspielbehörde vorlegen müssen, damit die Behörde die Maßnahmen des Glücksspielanbieters in Bezug auf verantwortungsvolles Spielen kontrollieren kann.
1.4 Ermächtigungen
Die Ermächtigungen der Glücksspielbehörde, die vorliegenden Vorschriften zu erlassen, sind in § 20 der Glücksspielverordnung, § 25 der Verordnung über staatliches Glücksspiel, § 15 der Verordnung über Glücksspiel zu gemeinnützigen Zwecken, § 9 der Verordnung über Online-Glücksspiele, § 13 der Verordnung über Wetten, § 14 der Verordnung über landgestützte kommerzielle Glücksspiele und § 12 der Verordnung über Glücksspiele auf Schiffen auf Auslandsfahrt enthalten. 
Die Behörde wird diese Vorschriftenentwürfe bei Bedarf dem Zentralamt für Außenhandel gemäß der Richtlinie (EU) 2015/1535 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 9. September 2015 über ein Informationsverfahren auf dem Gebiet der technischen Vorschriften und der Vorschriften für die Dienste der Informationsgesellschaft notifizieren.
2 Folgen des Entwurfs 
2.1 Kosten für die Betreiber 
Den Akteuren auf dem Glücksspielmarkt können durch die Vorschriften finanzielle Kosten (z. B. Gebühren für Bescheinigungen des Firmenregistrierungsamts), Materialkosten (z. B. für Investitionen) und Verwaltungskosten (z. B. Kosten für Personal und die Speicherung und Übermittlung von Daten) entstehen. Die Behörde stellt fest, dass ein Großteil der in den Vorschrift angegebenen Anforderungen lediglich das Glücksspielgesetz verdeutlichen und den Betreibern durch die Vorschriftenentwürfe keine Mehrkosten entstehen, die über die Kosten durch das angegebenen Regelwerk hinausgehen (siehe auch nachstehend die Erläuterungen zu den einzelnen Vorschriften).
2.1.1 Anforderungen an die Antragsunterlagen
In der Vorschrift wird angegeben, welche Unterlagen mit einem Lizenzantrag eingereicht werden müssen. Aufgrund der Anforderungen werden die Verwaltungskosten für Lizenzanträge im Vergleich zu den heutigen Kosten für die meisten Akteure teilweise steigen. 
Eine Schätzung der Kosten für das Antragsverfahren, die über die reine Antragsgebühr hinausgehen, ist sehr schwierig, weil diese weitgehend davon abhängen, welche Lizenz beantragt wird und welchen Umfang das Glücksspiel bzw. die Glücksspiele haben, für die eine Lizenz beantragt wird. Die Behörde stellt jedoch fest, dass diese Kosten für bestimmte Lizenzformen im Prinzip den derzeitigen Kosten entsprechen. Bei anderen Lizenzformen werden die Kosten dagegen steigen. Wie bereits erwähnt, ist dies jedoch eine Folge der im Glücksspielgesetz festgelegten Anforderungen.
2.1.2 Anforderungen an die Informationen für Spieler
In den Vorschriften wird festlegt, welche Informationen die Glücksspielunternehmen den Spielern bereitstellen müssen. Durch diese Anforderungen werden die bestehenden Regeln darüber, welche Informationen die Glücksspielunternehmen den Spielern bereitstellen müssen, einerseits vereinheitlicht und in bestimmten Fällen von Auflagen in Vorschriften verwandelt, d. h. in eine neue rechtliche Form überführt. Außerdem wird die Terminologie an das Glücksspielgesetz angepasst. 
Die Behörde stellt fest, dass die Anforderungen für ATG und Svenska Spel, die eine Genehmigung der Regierung besitzen, oder für gemeinnützige Vereine, die eine Genehmigung der Zentralstelle für Spielaufsicht besitzen, im Vergleich mit den bisherigen Vorschriften nicht zu Mehrkosten führen dürften.
In Bezug auf Lizenzen für landgestützte kommerzielle Glücksspiele und Glücksspiele auf Schiffen auf Auslandsfahrt sind diese Anforderungen jedoch neu. Für die Unternehmen, die bereits Glücksspiele dieser Art betreiben, und für neue Akteure führen diese Anforderungen daher zu Mehrkosten.
Die Mehrkosten durch die Informationen, die Spielern bei Online-Glücksspielen bereitgestellt werden müssen, entstehen künftigen Akteuren vor allem durch die Anpassung bzw. Entwicklung von Software und anderer technischer Ausrüstung. Die Mehrkosten für diese Anpassungen lassen sich nur sehr schwer abschätzen. Nach Einschätzung der Behörde sind diese Anpassungs- und Entwicklungskosten jedoch fast nur einmalige Kosten, die sich in der Praxis über einen längeren Zeitraum verteilen werden. 
Bei landgestützten Glücksspielen hängt die Höhe der Kosten davon ab, auf welche Weise die Informationen bereitgestellt werden, und dies lässt sich daher ebenfalls nur schwer abschätzen. 
2.1.3 Anforderungen an den Betrieb von Glücksspielen etc.
Die Vorschriften über Online-Glücksspiele und Wetten enthalten unter anderem spezielle Anforderungen für die Veranstaltung von Pokerspielen. Svenska Spel entstehen durch diese Anforderungen für die Veranstaltung von Pokerspielen keine Mehrkosten, weil die Gesellschaft diese Anforderungen aufgrund von Auflagen für die bisherige Genehmigung bereits heute erfüllen muss. Neuen Akteuren entstehen durch die Anforderungen jedoch Kosten. Die Mehrkosten für Systemanpassungen und Personal, die durch die Anforderungen entstehen, lassen sich nur schwer abschätzen, weil einige der Unternehmen, die eine Lizenz beantragen dürften, bereits über ein an die neuen Anforderungen angepasstes System und einen Kundendienst verfügen, der die personellen Anforderungen erfüllt. Nach Schätzung der Behörde liegen die Stundenlöhne für das Personal der Kundendienstes zwischen 1000 und 1500 SEK pro Person. Die Kosten hängen davon ab, in welchem Zeitraum eine Teilnahme am Pokerspiel möglich ist. 
Die Vorschriften über Online-Glücksspiele und Wetten und die Vorschriften über staatliche Lotterien und Lotterien zu gemeinnützigen Zwecken enthalten außerdem Anforderungen in Bezug auf die Schulung von Glücksspielbüros und auf vorläufige Spielkonten. 
Die Pflicht zur Schulung von Glücksspielbüros führt zu Mehrkosten. Die Kosten von Glücksspielunternehmen für die Schulung von Glücksspielbüros hängt natürlich davon ab, welche Schulungsmethode das Unternehmen nutzt. Die Schulungen können z. B. durch persönlichen Unterricht oder durch internetgestützten Unterricht erfolgen. Die Kosten für Schulungen durch persönlichen Unterricht lassen sich in Festkosten für die Entwicklung des Schulungsmaterials und in laufende Kosten pro Schulung aufschlüsseln. 
Nach Schätzung der Zentralstelle für Spielaufsicht dauert die Erstellung von geeignetem Schulungsmaterial circa 100 Stunden. Die Kosten pro Stunde sind in jedem Glücksspielunternehmen anders und liegen nach Schätzung der Behörde zwischen 1000 und 1500 SEK. Somit dürfte der zeitliche Aufwand für die Glücksspielunternehmen Kosten in Höhe von 100 000–150 000 SEK verursachen. Die Kosten für die Glücksspielbüros bestehen aus dem zeitlichen Aufwand für die vom Glücksspielunternehmen bereitgestellte Schulung. Die Schulung dürfte 8–16 Stunden in Anspruch nehmen, was Kosten von 8000–24 000 SEK bedeutet, wenn man die oben angegebenen Schätzwerte zugrunde legt.
Nach Einschätzung der Zentralstelle für Spielaufsicht verursachen die Anforderungen bezüglich vorübergehender Spielkonten den betroffenen Akteuren keine wesentlichen Mehrkosten, die über die Kosten hinausgehen, die durch die Anforderungen des Glücksspielgesetzes bezüglich vorübergehender Spielkonten entstehen. 
Die Vorschrift über staatliche Lotterien und Lotterien zu gemeinnützigen Zwecken enthält unter anderem Anforderungen an Gewinne, Ziehungen, Lose und die Finanzen der Lotterie. Für die Akteure auf dem schwedischen Glücksspielmarkt, die bereits eine Genehmigung besitzen, dürften diese Anforderungen nicht zu Mehrkosten führen, weil sie schon heute diesen Anforderungen unterliegen. Neuen Akteuren entstehen durch die Anforderungen jedoch Kosten. Die Kosten für den Wirtschaftsprüfer hängen vom Umsatz der Lotterie ab und liegen schätzungsweise zwischen tausend SEK für eine kleine Lotterie und bis zu hunderttausend SEK für eine Lotterie, die Millionenbeträge umsetzt. Die Kosten durch die übrigen Anforderungen dürften angesichts der Gesamtkosten für den Betrieb einer Lotterietätigkeit nur von marginaler Bedeutung sein. 
Die Vorschriften über Glücksspiele auf Schiffen auf Auslandsfahrt und die Vorschriften über landgestützte kommerzielle Glücksspiele enthalten unter anderem Anforderungen an den Betrieb von Glücksspielen. Es ist anzunehmen, dass die Kosten, die durch diese Anforderungen entstehen können, im Vergleich zu den Kosten für den Betrieb des Glücksspielunternehmens ebenfalls nur von marginaler Bedeutung sind.
2.1.4 Meldepflicht an die Aufsichtsbehörde
In den Vorschriften wird unter anderem festgelegt, dass bestimmte Abweichungen der Aufsichtsbehörde gemeldet werden und die Daten zu diesen Abweichungen dokumentiert und aufbewahrt werden müssen.
Da die Kosten davon abhängen, mit welchen Verfahren die Daten übermittelt und aufbewahrt werden, sind auch diese Kosten nur schwer abzuschätzen. Im Wesentlichen dürfte es sich dabei jedoch um Personalkosten einerseits und Speicherkosten andererseits handeln. Diese Kosten dürften wiederum vollständig von der Größe des Glücksspielunternehmens und der Art der Lizenz abhängen. Die Kosten liegen schätzungsweise zwischen ein paar Tausend SEK für ein kleines Glücksspielunternehmen und bis zu hunderttausend SEK für ein Glücksspielunternehmen, das Millionenbeträge umsetzt. 
2.1.5 Pflicht zu Maßnahmen für verantwortungsvolles Spielen
Die grundlegenden Anforderungen in Bezug auf die Sorgfaltspflicht von Glücksspielunternehmen sind in Kapitel 15 des Glücksspielgesetzes geregelt. Die grundlegenden Kosten der Glücksspielunternehmen in diesem Bereich ergeben sich also unmittelbar aus dem Glücksspielgesetz.
Die Schulungspflicht führt zu Mehrkosten für die Erstellung von Schulungsmaterialien und die Durchführung der Schulungen für das eigene Personal und das Personal von Auftragnehmern. 
Die Schulungsunterlagen können vom Glücksspielunternehmen selbst erstellt oder von einem externen Anbieter eingekauft werden. Nach Schätzung der Zentralstelle für Spielaufsicht dauert die Erstellung von geeignetem Schulungsmaterial circa 100 Stunden. Die Kosten pro Stunde schwanken stark zwischen den einzelnen Glücksspielunternehmen und liegen nach Schätzung der Behörde zwischen 1000 und 1500 SEK. Somit dürfe der zeitliche Aufwand für die Glücksspielunternehmen Kosten in Höhe von 100 000–150 000 SEK verursachen. Sofern das Glücksspielunternehmen einen externen Anbieter mit der Durchführung der betreffenden Schulungen beauftragt, liegen die Kosten nach Schätzung der Zentralstelle für Spielaufsicht alle drei Jahre bei 8000–16 000 SEK pro Person. 
Die Kosten der Glücksspielunternehmen für Schulungen müssen über einen Zeitraum von drei Jahren betrachtet werden. Aus dieser Perspektive überwiegt nach Ansicht der Zentralstelle für Spielaufsicht der Nutzen der Schulungen in Bezug auf den sozialen Schutz die Kosten für die Glücksspielunternehmen. 
Durch die Anforderungen in Bezug auf soziale Schutzinteressen im Zusammenhang mit Online-Glücksspielen und auf die Daten, die Glücksspielunternehmen der Glücksspielbehörde übermitteln müssen, damit diese die Maßnahmen des Glücksspielunternehmens für verantwortungsvolles Spiele kontrollieren kann, entstehen im Wesentlichen Mehrkosten für die Anpassung bzw. Entwicklung der Software oder sonstigen technischen Ausrüstung des Spielsystems. Eine Schätzung der Mehrkosten für diese Änderungen ist wie in anderen Bereichen sehr schwierig, weil diese Kosten weitgehend davon abhängen, welche Lizenz beantragt wird, und welchen Umfang das Glücksspiel bzw. die Glücksspiele haben, für die eine Lizenz beantragt wird. Nach Einschätzung der Behörde sind diese Anpassungs- und Entwicklungskosten jedoch fast nur einmalige Kosten, die sich in der Praxis über einen längeren Zeitraum verteilen, weil man gemäß dem Glücksspielgesetz Lizenzen für einen Zeitraum von fünf Jahren beantragen kann. Es ist davon auszugehen, dass diese Kosten – im Verhältnis zum Umsatz des schwedischen Glücksspielmarktes – angemessen sind. Zusammenfassend kommt die Zentralstelle für Spielaufsicht zu der Einschätzung, dass die Kosten, die den Glücksspielunternehmen durch die Anforderungen entstehen, einer Einführung der Vorschriften nicht im Wege stehen.
2.1.6 Ausnahmen von der Registrierungspflicht 
Den Betreibern werden durch die Pflicht zur Registrierung von Glücksspielkunden vermutlich Kosten entstehen. Dabei geht es vor allem um Kosten für Investitionen in technische Systeme. Diese ergeben sich jedoch aus der Anforderung in Kapitel 13 § 1 des Glücksspielgesetzes.
Da die Zentralstelle für Spielaufsicht mit dem vorliegenden Entwurf bestimmte Glücksspielformen von der Registrierungspflicht befreit, führen die Vorschriften dazu, dass die Akteure, die die betreffenden Glücksspielformen anbieten, diese Kosten nicht tragen müssen.
2.2 Folgen für Gesellschaft und Verbraucher
Nach Einschätzung der Zentralstelle für Spielaufsicht führen die vorgeschlagenen Vorschriften für sowohl die Spieler als auch die Betreiber zu mehr Transparenz. Die Verbraucher, d. h. die Glücksspielkunden, sind allgemein gesehen von der verstärkten Kontrolle, Überwachung und Prüfung betroffen, die durch das Regelwerk eingeführt werden. Hinzu kommt, dass die Gewinnausschüttung an die Verbraucher vermutlich sinken wird, weil die Kosten für die Betreiber steigen und letztendlich an die Verbraucher weitergegeben werden.
Der Vorschriftenentwurf sieht, vor, dass mit einem Lizenzantrag bestimmte Unterlagen eingereicht werden müssen. Einen Teil dieser Unterlagen müssen die Betreiber bei bestimmten Behörden anfordern, z. B. beim Firmenregistrierungsamt und dem Zentralamt für Finanzwesen. Daher werden diese Behörden vermutlich eine leichte Zunahme der angeforderten Auszüge feststellen. Nach Einschätzung der Zentralstelle für Spielaufsicht kann diese Zunahme aber mit den vorhandenen Ressourcen der betreffenden Behörden bewältigt werden.
2.3 Konformität der Regelung mit dem EU-Recht
Der Prüfer schlägt vor, die Glücksspielbehörde dazu zu ermächtigen, die im Glücksspielgesetz festgelegten Anforderungen in einigen Bereichen zu verdeutlichen. Aus diesem Grund hat die Zentralstelle für Spielaufsicht Entwürfe für neue Vorschriften erarbeitet, mit denen die vorgeschlagenen Bestimmungen verdeutlicht und ergänzt werden sollen. Damit wird auch bezweckt, den Betreibern die Rechtsanwendung zu erleichtern und eine wirksame Anwendung der Glücksspielvorschriften zu gewährleisten. Bei der Ausarbeitung dieser Vorschriften hat die Zentralstelle für Spielaufsicht die Anforderungen des EU-Rechts in Bezug auf Rechtmäßigkeit, Rechtssicherheit und Verhältnismäßigkeit berücksichtigt.
2.4 Bedarf an besonderen Informationsmaßnahmen
Nach Einschätzung der Zentralstelle für Spielaufsicht sind Informationsmaßnahmen notwendig, weil die Marktakteure künftig einem völlig neuen Regelwerk unterliegen.
Wie bereits erwähnt, sieht der Untersuchungsbericht vor, dass das neue Glücksspielgesetz am 1. Januar 2019 in Kraft tritt, wobei ab dem 1. Juli 2018 die Möglichkeit besteht, eine Lizenz zu beantragen. Es ist wichtig, dass die Akteure auf dem schwedischen Glücksspielmarkt über die neue Regulierung und die damit verbundenen Anforderungen informiert werden. Das neue Regelwerk bedeutet, dass die Behörde Informationen über dessen Auswirkungen bereitstellen muss. Dies ist notwendig, weil die Zentralstelle für Spielaufsicht die Einhaltung der Vorgaben sicherstellen will und es nun neue Sanktionen gegen Glücksspielunternehmen gibt. Die Behörde sieht daher, genau wie der Prüfer, einen besonders hohen Bedarf an Informationsmaßnahmen. Diese wird vorwiegend durch eine gezielte Information einzelner Akteure und allgemeine Informationen auf der Website der Zentralstelle für Spielaufsicht erfolgen. Die Behörde schließt nicht aus, dass weitere Informationsmaßnahmen notwendig werden.
2.5 Auswirkungen auf die Wettbewerbsbedingungen für betroffene Unternehmen
Zur Zeit gibt es Akteure, die auf dem schwedischen Glücksspielmarkt tätig sind, ohne eine schwedische Genehmigung zu besitzen. Diese Akteure haben auf dem schwedischen Glücksspielmarkt andere Voraussetzungen als diejenigen, die eine Genehmigung der schwedischen Behörden besitzen. Dank dem Glücksspielgesetz können diese ausländischen Akteure nun in Schweden eine Lizenz beantragen. Dadurch gelten für alle Akteure auf dem schwedischen Glücksspielmarkt dieselben Bedingungen. Durch die Vorschriften wird teilweise sichergestellt, dass die Glücksspielunternehmen zu denselben Bedingungen betrieben werden, was zu mehr Wettbewerbsneutralität beitragen dürfte. Die durch staatliche Regelwerke verursachten Anforderungen und Kosten wirken sich häufig positiv auf die Einnahmemöglichkeiten aus, weil destruktives Marktverhalten durch einheitliche Spielregeln, Rechtssicherheit usw. eingedämmt werden kann.
2.6 Sonstige Auswirkungen auf die Unternehmen
Nach Einschätzung der Zentralstelle für Spielaufsicht hat die Regelung keine Auswirkungen auf die Unternehmen.
2.7 Spezielle Rücksicht auf kleine Unternehmen bei der Formulierung der Vorschriften
In dem Vorschriftenentwurf wird festgelegt, welche Unterlagen ein Betreiber mit seinem Lizenzantrag bei der Glücksspielbehörde einreichen muss. Nach § 5 des Vorschriftenentwurfs der Zentralstelle für Spielaufsicht kann die Glücksspielbehörde Antragsteller von der Einreichung bestimmter Dokumente bei Antragsstellung befreien, wenn die vorgeschriebene Information der Glücksspielbehörde bei der Antragsprüfung keinen verhältnismäßigen Nutzen bringt, oder wenn die Pflicht zur Einreichung der Unterlagen nicht als an das Glücksspiel angepasst zu betrachten ist, für das eine Lizenz beantragt wird. 
Damit eröffnet die Zentralstelle für Spielaufsicht die Möglichkeit, kleine Unternehmen von der Pflicht, mit einem Antrag bestimmte Dokumente einzureichen, zu befreien, damit das betreffende Unternehmen nicht durch unverhältnismäßig hohe Anforderungen belastet wird. 
3 Integritätsanalyse
Gemäß dem Glücksspielgesetz muss die Glücksspielbehörde im Rahmen der Antragsprüfung beurteilen, ob das Glücksspiel ein hohes Maß an Verbraucherschutz gewährleistet, ob beim Glücksspiel ein hohes Maß an Sicherheit gewährleistet wird, ob die negativen Folgen des Spielens begrenzt werden und ob das Glücksspiel der Unterstützung krimineller Tätigkeiten dient (Kapitel 1 § 1 des Glücksspielgesetzes). Das bedeutet, dass Personen, die minderjährig sind, sich im Konkursverfahren befinden oder gemäß 11 § 7 des Elterngesetzes unter Vormundschaft gestellt worden sind, keine Lizenz für das Anbieten und Veranstalten von Glücksspielen erhalten können (Kapitel 3 § 5 des Glücksspielgesetzes). Dasselbe gilt für Personen, denen gemäß dem Gesetz (2014:836) über Gewerbeverbote ein Gewerbeverbot erteilt wurde. Im Falle einer juristischen Person gelten diese Anforderungen für Personen, die eine qualifizierte Beteiligung an dieser juristischen Person halten oder Mitglied von deren Aufsichtsrat oder Vorstand sind. Ferner muss die Glücksspielbehörde zu der Einschätzung kommen, dass der Antragsteller über die Qualifikation, Erfahrung und Organisation verfügt, die für die Ausübung der beantragten Tätigkeit erforderlich sind, die Tätigkeit voraussichtlich im Einklang mit dem Gesetz und anderen Rechtsvorschriften, die diese Tätigkeit regulieren, ausüben wird und auch im Übrigen (Ruf und Kapitalkraft) als geeignet gilt, die geplante Tätigkeit auszuüben (Kapitel 3 §§ 6, 7 und 8 des Glücksspielgesetzes).
Dass nur geeignete Personen Vertreter und Eigentümer von Glücksspielunternehmen sein dürfen, ist bereits in der bestehenden Regulierung festgelegt, um Geldwäsche und die Finanzierung von Terrorismus zu bekämpfen. Die im Untersuchungsbericht vorgeschlagene Prüfung entspricht somit prinzipiell der Prüfung, die die Behörde aufgrund der Geldwäschevorschriften bei der Bearbeitung von Genehmigungsanträgen durchführt, und der Prüfung so genannter Restaurantkasinoveranstalter. Die bisherigen Vorschriften sind § 10 a bzw. § 33 des Lotteriegesetzes zu entnehmen.
Damit die Glücksspielbehörde diese Prüfung vornehmen kann, müssen die Glücksspielunternehmen, genau wie derzeit, zahlreiche Angaben zu ihren persönlichen Verhältnissen machen. Dabei handelt es sich um Auszüge aus unterschiedlichen öffentlichen Registern, finanzielle Auskünfte, personenbezogene Informationen und gegebenenfalls um Auskünfte zu Straftaten. Bestimmte Informationen (z. B. Name und Personennummer) werden im Rahmen des Anhörungsverfahrens zu bestimmten Genehmigungen (Spiele an Gewinnmarkenspielautomaten und landgestützte kommerzielle Glücksspiele) möglicherweise an andere Behörden weitergeleitet (Polizeibehörde und Kommunen). Auch in diesen Fällen ist geregelt, zu welchem Zweck die Behörde die personenbezogenen Daten verarbeiten darf, obwohl nicht unmittelbar festgelegt ist, welche Informationen betroffen sind (siehe Kapitel 17 § 5 des Glücksspielgesetzes).
Die für die Prüfung von Lizenzanträgen angeforderten Informationen werden genau wie bisher bei der Zentralstelle für Spielaufsicht auch in der Glücksspielbehörde ausschließlich von befugten Mitarbeitern verarbeitet. Die Glücksspielbehörde wird wie die Zentralstelle für Spielaufsicht über Verfahren verfügen, die regeln, wie diese Informationen zu verarbeiten sind, wie sie geschützt werden und wer in der Behörde zur Einsicht in die Informationen berechtigt ist. Die Vorschriften über Anträge auf die Erteilung einer Lizenz sind notwendig und die Anforderungen müssen in Bezug auf die Integritätsverletzung, die mit der Bearbeitung verbunden sein kann, als verhältnismäßig betrachtet werden.
Informationen, die mit bestimmten Spielern verbunden sind, d. h. personenbezogene Daten, muss die Glücksspielbehörde im Rahmen ihrer Aufsichtspflicht nur in Ausnahmefällen verarbeiten. Für diese Fälle wird die Glücksspielbehörde wie derzeit die Zentralstelle für Spielaufsicht über Verfahren verfügen, die regeln, wie diese Informationen zu verarbeiten sind, wie sie geschützt werden und wer in der Behörde zur Einsicht in die Informationen berechtigt ist.
Aus den angeführten Gründen ist die Zentralstelle für Spielaufsicht der Ansicht, dass die Verarbeitung von personenbezogenen Daten durch die Glücksspielbehörde im Rahmen der Umsetzung der Vorschriften in Bezug auf die Integritätsverletzung, die mit der Bearbeitung ggf. verbunden sein kann, verhältnismäßig ist.
� Siehe den Untersuchungsbericht SOU 2017:30 „Ein regulierter Glücksspielmarkt“, Teil 1 von 2, S. 25.


� Bis einschließlich drittes Quartal 2017.


� 17. Oktober 2017.


� 17. Oktober 2017.


� SOU 2017:30 Teil 1, S. 578.


� SOU 2017:30 Teil 2, S. 388.


� Identifizierung und Bewertung der Risiken für Geldwäsche auf dem schwedischen Glücksspielmarkt, Aktenzeichen 17Li83.


� SOU 2017:30 Teil 2, S. 438.
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